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Wir Wünschen allen  
Kolleginnen und Kollegen  
und ihren lieben  
ein besinnliches Weihnachtsfest,  
ruhige tage zum ausspannen,  
zum Kraft sammeln  
und viele glücKliche momente 
im Jahr 2018.

ihre bundesleitung



Bundesvorsitzender René Müller rene.mueller@bsbd.de
  www.bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender Horst Butschinek horst.butschinek@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender Axel Lehrer  axel.lehrer@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender Alexander Sammer  alexander.sammer@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender René Selle rene.selle@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzende
Schriftleitung Anja Müller  vollzugsdienst@bsbd.de

Geschäftsstelle:  Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands
	 Waldweg	50	·	21717	Deinste	·	post@bsbd.de

Landesverbände Vorsitzende

Baden-Württemberg Alexander Schmid  Alex.Bodman@web.de
  www.bsbd-bw.de

Bayern Ralf	Simon		 post@jvb-bayern.de
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Berlin Thomas	Goiny		 thomas.goiny@berlin.de
  www.bsbd-berlin.de 

Brandenburg Rainer Krone  bsbdbrb@t-online.de
  www.bsbd-brb.de

Bremen Werner	Fincke		 werner.fincke@JVA.BREMEN.de

Hamburg Thomas Wittenburg  thomas.wittenburg@lvhs-hamburg.de
	 	 www.lvhs-hamburg.de

Hessen Birgit	Kannegießer		 vorsitzende@bsbd-hessen.de
  www.bsbd-hessen.de

Mecklenburg-Vorpommern Hans-Jürgen	Papenfuß		hans_j_papenfuss@me.com
	 	 www.bsbd-mv.de

Niedersachsen Uwe	Oelkers		 uwe.oelkers@vnsb.de
	 	 www.vnsb.de

Nordrhein-Westfalen Peter	Brock		 bsbd-p.brock@t-online.de
  www.bsbd-nrw.de

Rheinland-Pfalz Winfried Conrad  bsbd.winfried.conrad@t-online.de  
	 	 www.bsbd-rlp.de

Saarland Markus	Wollscheid		 M.Wollscheid@justiz.saarland.de
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  www.bsbdsh.de
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  www.bsbd-thueringen.de
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Wir wünschen allen Kolleginnen/Kollegen 
und ihren Familien ein ruhiges und  
besinnliches Weihnachtsfest, einen  
angenehmen Jahreswechsel und den 
diensthabenden Kolleginnen und  
Kollegen einen möglichst stress- und  
vorkommnisfreien Dienst.

René Müller
BSBD-Bundesvorsitzender

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Gewerkschaftsmitglieder des BSBD,
 

wieder geht ein ereignisreiches Jahr zu Ende. Die Pro-
bleme der unzureichenden Personalausstattung, des 
Sa nierungsstaus und der knappen Haftplatzkapazitäten 
in vielen Bundesländern und den damit verbundenen 
Schwierigkeiten im deutschen Justizvollzug, werden uns 
im kommenden Jahr weiterhin beschäftigen. Die BSBD-
Landesverbände und der BSBD-Bund wer-
den sich darüber hinaus weiter uneinge-
schränkt für bessere Arbeitsbedingungen 
unserer Bediensteten einsetzen.

In den vergangenen Jahren wurden Gel-
der in vielen Landeshaushalten gekürzt, 
Stellen beim Personal abgebaut, Haftan-
stalten geschlossen oder unzureichend 
saniert, sowie die Ausbildung von neuen 
Kolleginnen und Kollegen vernachlässigt. 
Zugegeben, die geopolitische Lage in die-
ser Form war schwer vorhersehbar und mit 
einem Flüchtlingsstrom in einer solchen 
Größenordnung hatten nur wenige gerech-
net. Die Haftplatzkapazitäten in den Bun-
desländern sind bis auf wenige Ausnahmen knapp oder 
schlichtweg nicht mehr vorhanden. Der BSBD warnt aus-
drücklich vor einem weiteren Sanierungsstau und der 
Schließung funktionstüchtiger Anstalten wie beispielswei-
se in Mecklenburg-Vorpommern. 

Die Bediensteten im Vollzug stehen auch im kommen-
den Jahr vor zahlreichen Herausforderungen. Die stetige 
Auseinandersetzung mit radikalen Gruppierungen, radi-
kalem Islamismus und Gewalt in den Haftanstalten bleibt 
ebenso gegenwärtig wie die unzureichende Personalaus-
stattung und die momentan mangelnde Honorierung der 
gestiegenen zu bewältigenden Aufgaben. 

Viele der neuen Inhaftierten haben ein Frauenbild und 
eine Einstellung zur staatlichen Ordnung, welche nicht to-
leriert werden können. Eine Sozialisierung/Resozialisie-
rung wird zudem durch die vorhandenen Sprachbarrieren 
erschwert.

Es wird Zeit brauchen, in der die Kolleginnen und Kol-
legen sehr viel Kraft und Energie aufbringen müssen, bis 
eine Entspannung der Lage in Sicht ist. Die BSBD-Bun-
desleitung sowie die Landesvorstände werden weiterhin 
unentwegt die politischen Verantwortlichen in gemein-
samen Gesprächen und Veröffentlichungen auf die be-
stehenden Missstände hinweisen, bis diese im Interesse 
der Beschäftigten abgestellt sind. 

Die Landesvorsitzende des BSBD Hessen ließ es in ihrer 
Festrede zum 60-jährigen Jubiläum des BSBD Hessen 
melodisch anklingen: „60 Jahre und kein bisschen lei-
se…“.
Ohne den Einsatz des BSBD und seiner Mitgliedsverbän-
de wären Verbesserungen im Besoldungstarif und Zu-
lagenbereich ebenso ausgeblieben, wie der Beginn der 
Länder die Ausbildungen zahlenmäßig zu erhöhen und 
Haftanstalten zu modernisieren oder neu zu bauen. Erst 

wenn alle notwendigen Stellen besetzt 
sind, die Beförderungs- und Aufstiegsmög-
lichkeiten verbessert und die jahrelange 
aufreibende Arbeit entsprechend hono-
riert wird (auch im Ruhestand), wird der 
BSBD vielleicht etwas „leiser“. Bis dahin 
werden wir weiterhin lautstark, aber mit 
Diplomatie, die politisch Verantwortlichen 
zu positiven Veränderungen drängen. 

Daher auch mein Appell an all unsere 
Mitglieder und Bediensteten im Justizvoll-
zug: Unterstützt die BSBD-Landesverbän-
de in ihrer Arbeit, denn die Devise „Aus 
dem Vollzug – Für den Vollzug“ hat nach 
wie vor uneingeschränkte Gültigkeit. 

Unseren Kritikern halten wir immer vor Augen, dass, wenn 
sich nicht der BSBD als Fachgewerkschaft Strafvollzug 
für die Belange der im Strafvollzug arbeitenden Bedien-
steten einsetzt, wer dann? Wir sollten in Zeiten von knap-
pen Landeshaushalten nicht darauf setzen, dass sich 
strafvollzugsfremde Gewerkschaften für die Belange un-
serer Bediensteten interessieren.

Ohne eure Unterstützung und euer geleistetes Engage-
ment wäre eine erfolgreiche Gewerkschaftsarbeit nicht 
möglich. 

Die starke öffentliche Präsenz des BSBD, die Zusam-
menarbeit mit den Medien und die Gespräche mit den 
politischen Funktionsträgern im Verantwortungsbereich 
Justiz zeigt Wirkung. Sie sorgten u. a. für eine Erhöhung 
der Neueinstellungsbemühungen und für eine stärkere 
Fokussierung auf die Probleme im Strafvollzug.

Die Bundesleitung bedankt sich bei allen Bediensteten 
für ihre verantwortungsbewusste hervorragende Arbeit 
in diesen schwierigen Zeiten und darüber hinaus bei un-
seren Mitgliedern für ihr Engagement im BSBD. 

Den Landesvorständen gilt unser Dank vor allem für 
ihren ehrenamtlichen Einsatz zum Wohle unserer Mitglie-
der. Ehrenamtliche Tätigkeit ist heutzutage kein Selbst-
verständnis mehr und wir wissen, wie viel Zeit und Kraft 
diese Ämter benötigen.

René Müller 

 F
ot

o:
©

 A
do

be
St

oc
k

 F
ot

o:
©

 K
at

i F
in

el
l/

12
3r

f.c
om



B U N D E S H AU P T V O R S TA N D 

2  6/2017  ·  DER VOLLZUGSDIENST

BSBD-Bundesleitung besucht mit ihren Delegierten den dbb Bundesgewerkschaftstag

„Im Dienst der Menschen“ war das zentrale Thema
Klaus Dauerstädt gibt den Staffelstab „Bundesvorsitzender“ an Ulrich Silberbach ab

Der scheidende dbb Bundesvorsitzende Klaus 
Dauderstädt (l.) mit seinem Nachfolger Ulrich 
Silberbach.

Die Delegierten des BSBD.  Fotos (4): BSBD HessenApplaus für die scheidenden dbb Funktionäre.

Im Dienst der Menschen – so lautete 
diesmal das zentrale Thema des dbb 
Bundesgewerkschaftstages, an dem 
der BSBD-Bundesverband mit 13 De-
legierten teilnahm.

Der scheidende dbb Bundesvorsitzende 
Klaus Dauderstädt eröffnete den De
legiertentag. Der dbb steht im Dienst 
seiner Mitglieder und die Mitglieder 
wiederum als Beschäftigte im öffentli
chen Dienst im Dienst der Menschen! 
Das Beamtenverhältnis sieht Klaus 
Dau derstädt weiterhin als ein zeitge
mäßes Instrument zur Sicherstellung 
der Hand lungsfähigkeit der öffentli
chen Verwaltung an. 

Auch der scheidende Fachvorstand 
Tarifpolitik Willi Russ verabschiedete 
sich von den Delegierten. Unter ande
rem wandte er sich in seiner Abschieds
rede an die Politikerinnen und Politiker 
im Hinblick auf die gescheiterten Koali
tionsvereinbarungen. „Es ist wohl eher 
ein „Koalitionsvereinbarungsgesetz an
ge zeigt als ein Tarifeinheitsgesetz!“, 
so Russ. Beide aus Altersgründen aus
scheidenden Funktionäre wurden mit 
stehenden Ovationen von den Delegier
ten verabschiedet. 

Nachdem die Kollegen Dauderstädt 
und Russ sich in den Ruhestand ver
abschiedeten, erfolgten die Wahlen zur 
Besetzung der Ämter in der Bundeslei
tung. 

Als neuer Bundesvorsitzender wurde 
Ulrich Silberbach gewählt. Er wird zu
künftig hauptamtlich vertreten durch 
Friedhelm Schäfer (Fachvorstand Be
amtenpolitik) sowie Volker Geyer 
(Fach vorstand Tarifpolitik). Als weitere 

Stellvertreter der Bundesleitung wur
den folgende Kolleginnen und Kollegen 
gewählt: Jürgen Böhm, Thomas Ei-
genthaler, Astrid Hollmann, Kirsten 
Lühmann, Maik Wagner und Claus 
Weselsky. Neben der Wahl der Rech
nungsprüfer waren auch die Mitglieder 
des Schiedsgerichtes neu zu bestellen. 

Kollege Wolfgang Suhrbier aus dem 
BSBDVerband wird zukünftig einen 
Sitz im Schiedsgericht innehaben. 

Mehr als 700 Anträge wurden in Ar
beitskreisen und im Plenum erörtert 
und die entsprechenden Leitlinien für 
die kommenden fünf Jahre gewerk
schaftspolitische Arbeit des dbb durch 
die Delegierten festgelegt. 
Für unsere Mitglieder hat der BSBD 
folgende brennende Themen einge-
bracht: 
•  Bundeseinheitliche gesetzliche Rege

lungen des Strafvollzuges. 

•  Übernahme der Erfüllung von Scha
densersatzansprüchen durch den 
jeweiligen Dienstherrn. 

•  bundeseinheitliches Besoldungs und 
Versorgungsrecht, Erhebung bundes
einheitlicher Daten/Statistiken im 
Strafvollzug. 

•  Erhöhung der Wechselschicht und 
Schichtzulage im Tarifbereich. 

•  Schaffung der Möglichkeit einer Ein
gruppierung von Tarifbeschäftigten 
im Vollzug in EG 8. 

•  Gleichstellung der Tarifbeschäftigten 
in den Abschiebehaftanstalten mit 
Tarifbeschäftigten im Justizvollzug 
und Verbesserungen zum § 47 TVL. 

Alle Anträge wurden als Arbeitsaufträ
ge bzw. als Arbeitsmaterial von den De
legierten angenommen und an die dbb 
Bundesleitung weitergegeben.

Wir wünschen der neuen Bundeslei
tung des dbb beamtenbund und tari-
funion viel Erfolg für ihre Arbeit!

V.l.n.r.: Stellv. BSBD-Bundesvorsitzende Anja 
Müller, Klaus Dauderstädt und BSBD-Bundes-
vorsitzender René Müller.



B U N D E S H AU P T V O R S TA N D 

Unsere Dienst- und Berufsunfähigkeitsversicherung bietet
Schutz von Anfang an – komme, was wolle.

✔ Bedarfsgerechter Dienstunfähigkeitsschutz speziell für Beamte

✔ Höhe der Dienstunfähigkeitsversicherung an Bedarf anpassbar

✔ Auch die Teil-Dienstunfähigkeit ist absicherbar

✔ Ihr persönlicher Vorsorge-Check online

Als Spezialversicherer exklusiv für den Öffentlichen Dienst geben wir 
alles für Sie. Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen Betreuer in 
Ihrer Nähe beraten.

Mehr Informationen: www.DBV.de 
oder Telefon 0800 166 55 94.

Spezialist für den Öffentlichen Dienst.

Sie geben alles. Wir 
geben alles für Sie: 
mit unserer Dienstun-
fähigkeitsversicherung.

Jetzt Vorsorge-Check machen

AXA-DB-003-17 | Motiv: Beamtin DU mit QR-Code | Format: 206 x 142 mm | Beschnitt: 3 mm | Farbprofil: ISO Coated v2 (ECI) (CMYK)
Titel: Der Vollzugsdienst | ET: 12.12.2017 | Bearbeitet: marcoreuke | Stand: 14.11.2017

Die BSBD-Bundesleitung sagt volle Unterstützung zu:

Herzlichen Glückwunsch zu den erfolgreichen Wahlen !
Baden-Württemberg, Hessen, Sachsen und Sachsen-Anhalt wählen ihren Landesvorstand

Gleich vier BSBD-Landesverbände 
haben in den letzten Monaten ihre 
Gewerkschaftstage abgehalten und 
Wahlen der Landesvorstände durch-
geführt. 

Zeitgleiche Veranstaltungen fanden in 
Sachsen und Baden/Württemberg im 
Oktober statt, im November folgte der 
Landesverband Hessen. Auf sehr gut 
organisierten und feierlich ausgerich
teten Gewerkschaftstagen wurden die 
Erfolge der Landesverbände sowie be
stehende Probleme des Justizvollzuges 
der Länder aufgezeigt und mit Vertre

tern der politischen Parteien diskutiert. 
Auf einen öffentlichen Teil verzichtete 
der Landesverband Sachsen/Anhalt, 
der seinen Gewerkschaftstag ebenfalls 
im Oktober durchführte. Wir freuen 
uns, dass es auch dort gelungen ist, die 
Leitung des Landesverbandes in feste 
Hände zu legen. Somit haben wir wie
der in allen 16 Bundesländern verant
wortliche Landesvorsitzende und enga
gierte Landesvorstände. 

Die Bundesleitung beglückwünscht 
die gewählten Kolleginnen und Kolle
gen und wünscht ihnen viel Erfolg in 
der Verbandsarbeit.

Ein herzliches Dankeschön möchten wir 
auch den Gewerkschaftsmitgliedern, 
die aus verschiedenen Gründen nicht 
erneut zur Wahl in den Landesvorstän
den antraten, für ihr geleistetes Enga
gement im BSBD aussprechen. Sie wur
den innerhalb der Gewerkschaftstage 
gebührend gewürdigt. 

Wir freuen uns auf eine verlässliche 
und gute Zusammenarbeit innerhalb 
der BSBDBundesgewerkschaft und ver
sichern unseren neu bzw. wiederge
wählten Kolleginnen und Kollegen die 
volle Unterstützung der BSBDBundes
leitung.

BSBD-Landesvorsitzender Alexander 
Schmid (Baden-Württemberg).

BSBD-Landesvorsitzende Birgit 
Kannegießer (Hessen).

BSBD-Landesvorsitzender René 
Selle (Sachsen).

BSBD-Landesvorsitzender Mario 
Pinkert (Sachsen-Anhalt).
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Veranstalter: „Der Behördenspiegel“

1. Bundeskongress Strafvollzug und Justizverwaltung
René Müller und Horst Butschinek nehmen als Vertreter der BSBD-Bundesleitung teil

Am 17. Oktober 2017 fand im Hotel 
Maritim in Bonn der erste „Bundes-
kongress Strafvollzug und Justizver-
waltung“ statt. Veranstalter war die 
Zeitung „Der Behördenspiegel“, mit 
112.000 Exemplaren monatlich eine 
der auflagenstärksten Zeitungen für 
den öffentlichen Dienst. 

Bereits seit Jahren richtet der Behör
denspiegel diverse Kongresse für den 
öffentlichen Dienst aus. So beispiels
weise den „Europäischen Polizeikon
gress“ oder die „Berliner Sicherheits
konferenz“. Zum ersten Mal fand nun 
die Veranstaltung „Bundeskongress 
Strafvollzug und Justizverwaltung“ 
statt. Selbstverständlich war bei einem 
solchen Kongress die Bundesleitung, 
vertreten durch den Vorsitzenden René 
Müller und seinem Stell
vertreter Horst Butschi-
nek, anwesend. 

Die fachliche Leitung 
des Kongresses übernahm 
Frau Staatssekretärin a. D. 
Gabriele Hauser. Sie war 
von 2004 bis 2009 Staats
sekretärin im Sächsischen 
Staatsministerium der Jus
tiz, mit den Problemlagen 
des Strafvollzuges also 
vertraut. 

Den Auftakt der durch
aus prominenten Redner
listen machte Prof. Dr. 
Frank Arloth, Ministeri
aldirektor aus dem Baye
rischen Staatsministerium 
der Justiz. Er referierte 
über das Thema „Berufsbild der Justiz
vollzugsbeamten in der Zukunft“. 

Es war ein sehr informativer Vortrag, 
der deutlich machte, dass die Schwie
rigkeiten bei der Personalgewinnung, 
gerade im allgemeinen Vollzugsdienst, 
länderübergreifend ähnlich gelagert 
sind. Auch das Berufsbild und die Tä
tigkeiten der Kolleginnen und Kollegen 
wird sich den veränderten Aufgaben 
anpassen müssen.

Als nächstes berichteten Frau Beate 
Bube, Präsidentin des Landesamtes für 

Verfassungsschutz BadenWürttemberg 
und Herr Michael Reinhard, Islamwis
senschaftler und Kriminologe des Lan
desamtes für Verfassungsschutz Baden
Württemberg zum Thema „Islamismus 
im Vollzug“. Sie machten das Problem 
noch einmal überdeutlich. Bundesweit 
gibt es rund 100 Inhaftierte, die wegen 
einer islamistisch motivierten Straftat 
in Haft sind. 

Des Weiteren gibt es Inhaftierte, die 
wegen einer anderen Straftat inhaftiert 
sind, aber im Vollzug (möglicherweise) 
islamistisch motivierte Auffälligkeiten 
bis hin zu einer Radikalisierung zeigen. 
Ziel müsse es nach Auffassung der Refe
renten sein, Radikalisierung im Vollzug 
zu erkennen und zu verhindern, eine 
Gefährdungsbewertung und Kriminal
prognose im Einzelfall vorzunehmen 

sowie Deradikalisierung und Präventi
on vorzunehmen. Alle damit befassten 
Behörden, also Polizei, Verfassungs
schutz, Justizvollzug und Ausländerbe
hörden müssen dafür eng zusammenar
beiten.

Nach einer kurzen Kaffeepause ging 
es spannend weiter: Nun hatte Frau Dr. 
Katharina Bennefeld-Kersten, Psycho
login und ehemalige Direktorin der 
JVA Celle, das Wort. Sie gab den Teil
nehmern einen Überblick zum Thema 
„Zeitenwende im Strafvollzug? Konse

quenzen aus dem Fall „Jaber Albakr“ 
und informierte über die Ergebnisse 
der Expertenkommission, die nach dem 
Fall Albakr eingesetzt wurde. Sie erläu
terte unter anderem die Sinnhaftigkeit 
der in Sachsen geschaffenen Suizidprä
ventionsräume. Weitere Empfehlungen 
der Expertenkommission sind: Profes
sionelle Standards anwenden, überprü
fen und einhalten. Zusammenarbeit mit 
anderen Behörden pflegen und intensi
vieren. Professionelle Aus und Fortbil
dung für alle Bedienstetengruppen, um 
den Bereich der Deradikalisierung zu  
erweitern. Auf Bundesebene empfeh
len die Experten die Installation eines 
Fachaustausches, die Entwicklung ge
meinsamer Standards und die Koor
dinierung von Maßnahmen. Als näch
stes nahm Prof. Dr. Michael Kubink, 
Justizvollzugsbeauftragter des Landes 
NordrheinWestfalen, zu Fragen der op
ferbezogenen und familienorientierten 
Vollzugsgestaltung Stellung. Er hatte 
hierbei insbesondere das neue Straf
vollzugsgesetz NRW im Blick.

Nach der sich anschließenden Mit
tagspause nahm Dr. Erik Koch, Psycho
loge aus dem Sächsischen Staatsmini
sterium der Justiz, die Problematik von 
„Nähe und Distanz bei der Arbeit im 
Strafvollzug“ in den Blick. Er erläuterte 
den Zuhörern die Schwierigkeiten bei 
der täglichen Arbeit und gab hilfreiche 
Anregungen.

Frau Dr. Hilde van den Boogaart, 
Leiterin der Sozialtherapie der JVA Lü
beck, nahm zu der Frage, ob sich eine 
Ausweitung des Wohngruppenvollzu
ges empfiehlt, Stellung.

Nach einer nochmaligen (kurzen) 
Kaffeepause stellten Ellen Albeck, Lei
terin der JVA Konstanz und Jörg Eil-
feldt, JVA Singen, den ganz besonderen 
Vollzug von Strafhaft an älteren Inhaf
tierten in der JVA Singen vor.

Gegen 17:00 Uhr endete der Kon
gress. Alle Teilnehmer waren sich einig, 
dass dieser Kongress eine feste Einrich
tung werden sollte. Die Ausrichter stell
ten eine Wiederholung im Jahr 2018 in 
Aussicht. Wir dürfen gespannt sein!

 Horst Butschinek

www.bsbd.de
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Herbsttagung des Seniorenausschusses
Intensive Beratung zu seniorenpolitischen Themen
Vom 26. bis 27. Oktober 2017 kamen 
in Bergen/Niedersachsen die Senio-
renvertreter der Landesverbände zu-
sammen, um aktuelle seniorenpoli-
tische Themen und Fragestellungen 
zu beraten. 

Der Ausschuss befasste sich zunächst 
intensiv mit den Anträgen, die im Rah
men des dbb Gewerkschaftstages von 
der Seniorenseite eingebracht wurden. 
Beispielhaft soll hier der Antrag Rechts-
schutz für Verfahren wegen Feststel-
lung eines Bedarfsgrades in der Pfle-
geversicherung genannt werden. Die 
Rahmenrechtsschutzordnung des dbb 
sieht die Gewährung von Rechtsschutz 
in dieser Angelegenheit bislang nicht 
vor. Aus Sicht des Seniorenausschus
ses ist dies ein Antrag, der zwingend 
verabschiedet werden muss. Derartige 
Verfahren sind insbesondere für ältere 
Mitglieder von großer Bedeutung.

Verfassungsrechtliche Probleme 
einer Bürgerversicherung ungelöst
Zur Einführung einer Bürgerversiche
rung in der Krankenversicherung stell
te der Ausschuss fest, dass diese einen 
Systembruch mit unkalkulierbaren Fol
gen (auch für künftige Generationen) 
darstellt, zumal aus der Einführung 
einer solchen Zwangseinheitsversiche
rung resultierende verfassungsrecht
liche Probleme bisher nicht einmal im 
Ansatz gelöst sind.

Zum 1. August 2017 ist die lang er
kämpfte Neuregelung zur Berücksich
tigung von Kindererziehungszeiten bei 
der Berechnung der Voraussetzungen 
für eine Pflichtmitgliedschaft in der 
Krankenversicherung der Rentner in 

Kraft getreten. Ein neu eingefügter Satz 
regelt, dass auf die erforderliche Mit
gliedszeit in der gesetzlichen Kranken
versicherung für jedes Kind, Stiefkind 
oder Pflegekind drei Jahre angerechnet 
werden. 

So erfreulich und überfällig diese Re
gelung für viele ältere Frauen war, die 
ihre Erwerbstätigkeit für Kindererzie
hung und Betreuung pflegebedürftiger 
Angehöriger unterbrochen hatten, so 
problematisch kann die Anwendung im 
Einzelfall sein. 

Der Ausschuss empfiehlt von daher, 
dass sich Betroffene auf jeden Fall mit 
ihrer Krankenkasse in Verbindung set
zen, da diese nicht von sich aus tätig 
werden. Die auch vom BSBD formu
lierten se niorenpolitischen Fragestel

lungen zur neuen Legislaturperiode des 
Bundestages (Stellenwert und Struk tur 
der Seniorenpolitik, Alterssicherung, 
Freiwilliges Engagement und Teilha
be, Gesundheit und Pflege, Wohnen, 
Wohnumfeld, Mobilität und Verbrau
cherschutz) sind Themen auf der zu
künftigen Arbeitsebene des Ausschus
ses.

Zu dem vom Bundesrat eingebrach
ten Gesetzentwurf zur Verbesserung 
der Beistandsmöglichkeiten unter Ehe
gatten und Lebenspartnern in Ange
legenheiten der Gesundheitsvorsorge 
erfolgt eine gesonderte Information, da 
das Thema in diesem Beitrag den Rah
men sprengen würde.

Georg Konrath
Seniorenvertretung

Vertretungsvollmacht zwischen Eheleuten

Vorsorgende Verfügungen sind zwingend erforderlich
Der Gesetzentwurf ist im Bundesrat gescheitert

Die Seniorenvertreter vor dem Seminarhotel in Bergen.  Foto: BSBD

Das „Gesetz zur Verbesserung der 
Beistandsmöglichkeiten unter Ehe-
gatten und Lebenspartnern in Ange-
legenheiten der Gesundheitssorge 
und zur Anpassung der Betreuer- und 
Vormündervergütung“, welches der 
Deutsche Bundestag am 18. Mai 2017 
beschlossen hatte, war am 07. Juli 2017 
in der letzten Sitzung des Bundesrats 
vor der Bundestagswahl nicht Gegen
stand der Beschlussfassung. Der Ge-
setzentwurf ist damit gescheitert!
Hintergrund: Viele Menschen drücken 
sich vor Regelungen für den persön

lichen Ernstfall. 
Wer möchte sich 
schon in gesun
den Tagen mit 
Fragen rund um 
„Krankheit, Lei
den und Tod“ 
auseinanderset
zen. Wenn der 
Ernstfall eintritt, kann es allerdings 
zu spät sein, den eigenen Willen noch 
klar zum Ausdruck zu bringen. Bislang 
können sich Ehegatten in Deutschland 
nicht automatisch gegen seitig ver treten; 

Ausnahmen sind ledig lich Geschäfte 
zur Deckung des Lebensbedarfs, soge
nannten Alltagsgeschäfte. 

Dennoch geht immer noch die Mehr
heit davon aus, in einem Notfall, in dem 
der andere Partner durch einen Unfall 
oder einen Gehirnschlag nicht mehr in 
der Lage ist, seine eigenen Angelegen
heiten zu regeln, automatisch berech
tigt zu sein, dies für ihn zu tun. Nach 
einer ForsaUmfrage sind fast zwei 
Drittel der Eheleute dieser unrichtigen 
Annahme. Deshalb benötigen auch 
Ehegatten eine Vorsorgevollmacht des 

Klaus Neuenhüsges 
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anderen, um im Fall der Fälle für den 
anderen handeln zu können. Gibt es 
keine Vorsorgevollmacht, bestellt das 
Gericht einen gesetzlichen Betreuer. 
Zwar kann grundsätzlich auch der noch 
handlungsfähige Ehegatte oder ein An
gehöriger als Betreuer bestellt werden. 
Es besteht jedoch auch die Möglichkeit, 
dass eine fremde Person als gesetzlicher 
Betreuer bestellt wird. 

Daher gilt nun weiterhin: Selbst 
rechtzeitig Vorsorge für den Notfall 
treffen! Informationen und Broschüren 
zur Vorsorgevollmacht, Betreuungs 
und Patientenverfügung kann man z. B. 
beim Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz erhalten.

Zusatz für Baden-Württemberg: Als 
Doppelmitglied im BSBD und im Se-
nio renverband öffentlicher Dienst 
BW erhalten Sie ebenfalls Hilfestellung 
und Informationsmaterial.

Klaus Neuenhüsges
Bundesseniorenvertretung

Selbstverteidigung und Eigensicherung

Bundestagung der Ausbilder in Straubing

Das Bild zeigt die Teilnehmer mit den Tagungsleitern Hauptsekretär i. JVD Digosso-Motte (4. von links), den Inspektor i. JVD Scher (knieend 4. von rechts) 
und Inspektor i. JVD Grohmann (links außen). Foto: Orth

Ende September trafen sich die Aus-
bilder für Selbstverteidigung und Ei-
gensicherung aus ganz Deutschland 
in Straubing an der Bayerischen Jus-
tizvollzugsakademie. 

Begrüßt wurden sie von der Leiterin der 
Akademie, Frau Leitende Regierungsdi
rektorin Schöfer-Sigl. In seinen Gruß
worten gab Herr Ministerialrat Hegele 
einen Überblick über die Sicherheits
situation im bayerischen Justizvollzug 
und betonte, wie wichtig gerade in die
sem Bereich der Erfahrungsaustausch 

und die Zusammenarbeit über Länder
grenzen hinweg sei. Herr MR Hegele 
bedankte sich bei den bayerischen Kol
legen um Inspektor i. JVD Grohmann 
für die Organisation dieser Tagung.

Training mit Deeskalation  
und neuen Fesselgurten
Neben praktischem Training, unter an
derem mit Deeskalation und den neuen 
Fesselgurten, die in der JVA Straubing 
entwickelt und gefertigt werden, stand 
das Thema Extremismusbekämpfung 
im Vollzug am Beispiel Islamismus auf 

der Tagesordnung. Eine Stadtführung 
durch das schöne niederbayrische Strau
bing, mit einem sich anschließenden 
geselligen Abend am Grillplatz der JV
Akademie durfte natürlich auch nicht 
fehlen, um den Erfahrungsaustausch 
noch zu intensivieren.

Die Teilnehmer wurden am Ende der 
Tagung vom stellvertretenden Leiter 
der JVAkademie Herrn Regierungs
direktor Reulbach verabschiedet und 
freuen sich schon heute auf die Tagung, 
die im Herbst 2018, wahrscheinlich in 
Sachsen, stattfinden wird.

Ehegatten benötigen eine Vorsorgevollmacht des anderen, um im Fall der Fälle für den anderen han-
deln zu können.  Foto: AdobeStock



»Für den Notfall – 
Ein Dokumentenordner 

für Jung und Alt«

Die Kapitel des Dokumentenordners im Überblick

• Persönliche Angaben
• Wichtige Kontaktdaten
•	 Berufliches
• Vorsorgedokumente  /  Vertrauenspersonen
• Bank
•    Haus- und Grundbesitz
•	 Laufende	Verpflichtungen

• Versicherungen
• Verträge
• Telefon, Internet und Medien
• Mitgliedschaften
• Testament, Erbvertrag usw.
•    Was ist im Todesfall zu tun?
• Anhang mit Musterschreiben

Jetzt 

wieder 

lieferbar !

Zu bestellen beim dbb verlag,  

Friedrichstraße 165, 10117 Berlin,  

Telefon 030/72619170,  

E-Mail: kontakt@dbbverlag.de.

Der Versand erfolgt durch den dbb verlag direkt  

gegen Bezahlung eines Betrages in Höhe  

von 7,90 Euro pro Ordner.
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Oberlandesgericht Hamm: 

Nichtraucherschutz  
auch im Strafvollzug
Es ist Aufgabe einer Justizvollzugsbehörde durch geeignete, 
von der Beschwerde eines Nichtrauchers unabhängige Vorkeh-
rungen, z. B. mit Hilfe von in Räumen angebrachten Rauchmel-
dern, das im nordrhein-westfälischen Nichtraucherschutzge-
setz (NiSchG NRW) geregelte Rauchverbot durchzusetzen. Das 
hat der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts Hamm – unter 
Hinweis auf einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts – am 18.07.2017 in einer Strafvollzugssache 
entschieden.
Der 1977 geborene Strafgefangene einer nordrhein-westfä-
lischen Justizvollzugsanstalt befand sich im Dezember 2016 
zum Abschluss eines stationären Aufenthaltes im Warteraum 
des Justizvollzugskrankenhauses in Fröndenberg. Dort war er 
mehr als 1 Stunde gemeinsam mit 14 anderen Strafgefange-
nen untergebracht, von denen acht Personen rauchten.
Der Gefangene hat daraufhin bei der Strafvollstreckungskam-
mer des Landgerichts Dortmund beantragt, festzustellen, dass 
seine gemeinsame Unterbringung mit Rauchern rechtswidrig 
war.
Der Antrag hatte in erster Instanz keinen Erfolg. Nach der im 
Verfahren abgegebenen Stellungnahme des Justizvollzugs-
krankenhauses sei es der Anstalt trotz der ergriffenen vor-
beugenden Maßnahme – der Abnahme von Feuerzeugen bei 
der Umkleidung – nicht möglich gewesen, das beanstandete 
Rauchen vollständig zu verhindern. Ausgehend hiervon ent-
schied die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Dort-
mund mit Beschluss vom 18.05.2017 (Az. 66 StVK 32/17 LG 
Dortmund), dass die durch das NSchG NRW gewährleisteten 
Rechte des Gefangenen im vorliegenden Fall nicht durch das 
Justizvollzugskrankenhaus, sondern durch die rauchenden 
Mitinhaftierten verletzt worden seien.
Die Rechtsbeschwerde des Gefangenen gegen den Beschluss 
der Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Dortmund 
war erfolgreich. Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts 
Hamm hat den angefochtenen Beschluss aufgehoben und 
festgestellt, dass die beanstandete Unterbringung des betrof-
fenen Gefangenen rechtswidrig war.
Die Argumentation des Justizvollzugskrankenhauses, nach 
welcher das Rauchen der Mitinhaftierten durch die – als einzig 
konkrete Maßnahme benannte – Abnahme von Feuerzeugen 
bei der Umkleidung nicht habe verhindert werden können, 
genüge, so der 1. Strafsenat, den vom Bundesverfassungsge-
richt formulierten Anforderungen nicht. Nach den Vorgaben der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung habe der Staat den Justiz-
vollzug so zu gestalten, dass dem Anspruch eines nichtrau-
chenden Gefangenen auf Schutz vor Gefährdung und erheb-
licher Belästigung durch das Rauchen von Mitgefangenen und 
Aufsichtspersonal Rechnung getragen werde. Deswegen sei es 
Aufgabe der Vollzugsbehörde, im vorliegenden Fall des Justiz-
vollzugskrankenhauses, durch geeignete, von der Beschwer-
de eines Nichtrauchers unabhängige Vorkehrungen, wie z. B. 
Rauchmelder, für eine systematische Durchsetzung des sich 

aus dem NiSchG NRW ergebenden gesetzlichen Rauchverbots 
zu sorgen.

Rechtskräftiger Beschluss des 1. Strafsenats des Oberlandes-
gerichts Hamm vom 18.07.2017 (Az. 1 Vollz(Ws) 274/17 OLG 
Hamm).

Das nordrhein-westfälische Nichtraucherschutzgesetz ord-
net in § 1 (Grundsätze) Abs. 1 Rauchverbote für nicht aus-
schließlich privat genutzte Gebäude und sonstige vollständig 
umschlossene Räume an. Das Gesetz erfasst gem. § 2 (Be-
griffsbestimmungen) Nr. 1 lit. c als öffentliche Einrichtungen 
Gerichte und anderen Organe der Rechtspflege des Landes. 
Die gesetzliche Verbotsregelung in § 3 (Rauchverbot) Abs. 1 
Satz 1 lautet wie folgt: „Das Rauchen ist nach Maßgabe die-
ses Gesetzes in den Einrichtungen nach § 2 Nummern 1 bis 
8 verboten.“ 
Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts Hamm zitiert in sei-
nem Beschluss die Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts 
vom 18.05.2017 (Az. 2 BvR 249/17) und vom 20.03.2013 (Az. 
2 BvR 67/11).

Begründetheit der Anordnung  
einer amtsärztlichen Untersuchung
Leitsätze:

Die gegenüber einem Beamten ergangene Anordnung, sich zur 
Klärung seiner Dienstfähigkeit ärztlich untersuchen zu lassen, 
ist kein Verwaltungsakt.
Die Anordnung einer ärztlichen Untersuchung muss ihren An-
lass erkennen lassen. Der Beamte muss nachvollziehen kön-
nen, ob die aufgeführten Umstände die behördlichen Zweifel an 
seiner Dienstfähigkeit rechtfertigen.
Die Anordnung muss sich auf solche Umstände beziehen, die 
bei vernünftiger, lebensnaher Einschätzung die ernsthafte Be-
sorgnis begründen, der betroffene Beamte sei dienstunfähig. 
Der Aufforderung müssen tatsächliche Feststellungen zugrun-
de gelegt werden, die die Dienstunfähigkeit des Beamten als 
naheliegend erscheinen lassen.

BVerwG 2 C 17.10
VG Stade - 30.11.2006 - AZ: VG 3 A 61/06
Niedersächsisches OVG - 23.02.2010 - AZ: OVG 5 LB 20/09

Gründe:
Der Kläger wendet sich gegen seine Versetzung in den Ruhe-
stand wegen Polizeidienstunfähigkeit. Der 1953 geborene 
Kläger steht als Erster Kriminalhauptkommissar im Dienst 
des Landes Niedersachsen. Im Februar 2004 ließ er sich sich 
auf Anordnung der Bezirksregierung erstmals polizeiärztlich 
untersuchen. Diese Untersuchung ergab keine Hinweise auf 
eine psychische Erkrankung des Klägers. Demgegenüber ver-
wies ein weiterer Polizeiarzt nach der von der Bezirksregierung 
angeordneten Untersuchung im März 2004 darauf, dass der 
Kläger vor einer endgültigen Entscheidung fachpsychiatrisch 

Schriftleitung: Anja Müller – Geschäftsstelle BSBD, Waldweg 50, 21717 Deinste 

Strafvollzug
Herausgeber: 
Bund der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands (BSBD)
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begutachtet werden müsse. Der Kläger stellte sich zwar der an-
geordneten Untersuchung durch einen Psychiater, verweigerte 
jedoch eine körperliche Untersuchung und lehnte ein Gespräch 
über seine psychischen Befindlichkeiten ab. Der Psychiater at-
testierte dem Kläger eine schwere Persönlichkeitsstörung mit 
Krankheitswert, sodass er aus psychiatrischer Sicht für den Po-
lizeidienst dauernd gesundheitlich untauglich sei. 
Unter Berufung auf dieses Gutachten stellte der Polizeiarzt fest, 
der Kläger sei im Polizeivollzugsdienst nicht verwendungsfähig. 
Gegen seine angekündigte Versetzung in den Ruhestand erhob 
der Kläger Einwendungen und legte eine Stellungnahme seines 
Hausarztes vor, wonach er nicht an einer psychischen Erkran-
kung leide. Der daraufhin eingeschaltete dritte Polizeiarzt kam 
im März 2005 nach einem Gespräch mit dem Kläger zu dem Er-
gebnis, Anhaltspunkte für eine psychiatrische Erkrankung seien 
nicht zu erkennen. Zudem äußerte er Zweifel an der Verwertbar-
keit des psychiatrischen Gutachtens und schlug eine weitere 
psychiatrische Begutachtung des Klägers vor. Der Aufforderung 
der Beklagten, sich dieser Begutachtung zu unterziehen, kam 
der Kläger nicht nach. Daraufhin versetzte ihn die Beklagte we-
gen Polizeidienstunfähigkeit vorzeitig in den Ruhestand.
Der dagegen gerichteten Klage hat das Verwaltungsgericht 
stattgegeben. Das Oberverwaltungsgericht hat sie abgewie-
sen. Zur Begründung hat es im Wesentlichen ausgeführt: Die 
Beklagte habe den Nachweis der Polizeidienstunfähigkeit des 
Klägers aufgrund seiner Weigerung, sich ärztlich untersuchen 
zu lassen, als erbracht ansehen dürfen. Der Kläger sei von 
der Verpflichtung, sich der weiteren Untersuchung zu stellen, 
nicht aufgrund seiner Klage gegen die Aufforderung entbunden 
gewesen. Diese stelle keinen Verwaltungsakt dar. Hiergegen 
wendet sich die Revision des Klägers, mit der er die Verletzung 
materiellen Rechts rügt. Er beantragt, das Urteil des Nieder-
sächsischen Oberverwaltungsgerichts vom 23. Februar 2010 
aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil 
des Verwaltungsgerichts Stade vom 30. November 2006 zu-
rückzuweisen.
Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.
Der Vertreter des Bundesinteresses verteidigt das Berufungsur-
teil. Bei der Untersuchungsanordnung handele es sich nicht um 
einen Verwaltungsakt.

Die Revision ist begründet. Das Berufungsurteil verletzt revisi-
beles Landesbeamtenrecht (§ 63 Abs. 3 Satz 2 BeamtStG; § 
127 Nr. 2 BRRG). Die Feststellung der Polizeidienstunfähigkeit 
des Klägers und seine Versetzung in den Ruhestand verstoßen 
gegen §§ 54, 56 und 226 des Niedersächsischen Beamtenge-
setzes in der Fassung vom 19. Februar 2001 (- NBG -, Nds. GVBl 
S. 33), zuletzt geändert durch das Haushaltsbegleitgesetz vom 
17. Dezember 2004 (Nds. GVBl S. 664). Für die Rechtmäßigkeit 
einer Versetzung in den Ruhestand kommt es auf die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung 
an (Urteile vom 16. Oktober 1997 - BVerwG 2 C 7.97 - BVerwGE 
105, 267 <269 ff.> = Buchholz 232 § 42 BBG Nr. 22 S. 4 f., 
vom 26. März 2009 - BVerwG 2 C 73.08 - BVerwGE 133, 297 
= Buchholz 232 § 42 BBG Nr. 25 jeweils Rn. 12 und vom 26. 
Januar 2012 - BVerwG 2 C 7.11 - Rn. 11, zur Veröffentlichung 
in der Entscheidungssammlung Buchholz vorgesehen). Die 
Feststellung der Dienstunfähigkeit eines Polizeivollzugsbeam-
ten ist wegen der hierfür bestehenden besonderen Anforderun-
gen des Vollzugsdienstes von der Feststellung der allgemeinen 
Dienstunfähigkeit eines Beamten zu unterscheiden. Ein Polizei-
vollzugsbeamter ist nach § 226 Abs. 1 NBG dienstunfähig (§ 
54 Abs. 1), wenn er den besonderen gesundheitlichen Anfor-
derungen für den Polizeivollzugsdienst nicht mehr genügt und 
nicht zu erwarten ist, dass er seine volle Verwendungsfähigkeit 
innerhalb von zwei Jahren wieder erlangt. Die Polizeidienstfä-

higkeit setzt voraus, dass der Polizeivollzugsbeamte zu jeder 
Zeit, an jedem Ort und in jeder seinem statusrechtlichen Amt 
entsprechenden Stellung einsetzbar ist (Urteil vom 3. März 
2005 - BVerwG 2 C 4.04 - Buchholz 237.7 § 194 NWLBG Nr. 2 
S. 1 f.). Nach § 226 Abs. 2 NBG werden diese Voraussetzungen 
durch den Dienstvorgesetzten aufgrund des Gutachtens eines 
Amtsarztes oder eines beamteten Arztes festgestellt.
Nach den für den Senat nach § 137 Abs. 2 VwGO bindenden 
Feststellungen des Oberverwaltungsgerichts ergibt sich der 
Nachweis der Polizeidienstunfähigkeit des Klägers nicht aus 
den ärztlichen Gutachten und Stellungnahmen zu seinem Ge-
sundheitszustand. Die Polizeiärzte haben die entscheidungser-
hebliche Frage, ob der Kläger an einer psychischen Erkrankung 
leidet, uneinheitlich beantwortet. Der Nachweis kann auch 
nicht als erbracht gelten, weil sich der Kläger der angeordneten 
weiteren psychiatrischen Untersuchung verweigert hat: Sind, 
wie hier, die Folgen der Verweigerung einer ärztlichen Untersu-
chung, die von der zuständigen Stelle im Verfahren zur Fest-
stellung der Dienstunfähigkeit angeordnet worden ist, nicht 
ausdrücklich gesetzlich geregelt, kann die Verweigerung nach 
dem aus § 444 ZPO abgeleiteten allgemeinen Rechtsgrundsatz 
zum Nachteil des betroffenen Polizeivollzugsbeamten gewertet 
werden. 
Danach kann im Rahmen freier Beweiswürdigung auf die 
Dienstunfähigkeit geschlossen werden, wenn der Beamte 
durch sein Verhalten die Feststellung seines Gesundheitszu-
standes bewusst verhindert. Die Verpflichtung, sich zur Nach-
prüfung der Dienstfähigkeit nach Weisung der Behörde ärztlich 
untersuchen zu lassen, ginge ins Leere, wenn aus einer un-
berechtigten Weigerung keine Rückschlüsse gezogen werden 
könnten. Andernfalls hätte es der Beamte in der Hand, die für 
die Vorbereitung der Feststellung seiner Dienstfähigkeit erfor-
derliche ärztliche Untersuchung erheblich zu erschweren oder 
zu vereiteln (Urteile vom 27. Juni 1991 - BVerwG 2 C 40.89 - 
Buchholz 239.1 § 60 BeamtVG Nr. 1 S. 5, vom 18. September 
1997 - BVerwG 2 C 33.96 - Buchholz 237.5 § 51 HeLBG Nr. 2 S. 
3 und vom 26. Januar 2012 a.a.O. Rn. 14). Diese Grundsätze 
gelten auch für eine vom Amts- oder Polizeiarzt für erforderlich 
gehaltene und vom Dienstherrn daraufhin angeordnete fach-
ärztliche Zusatzuntersuchung. Diese für den Beamten nach-
teilige Schlussfolgerung setzt aber eine rechtmäßige Untersu-
chungsanordnung voraus. Daran fehlt es hier. Die Anordnung 
der Beklagten vom 14. April 2005, sich durch einen weiteren 
Psychiater untersuchen zu lassen, ist rechtswidrig, so dass der 
Kläger ihr nicht Folge leisten musste. 
Allerdings war die Verweigerung der Untersuchung nicht schon 
deshalb rechtlich unbeachtlich, weil der Kläger gegen die An-
ordnung Klage erhoben hat. Dieser Klage kommt keine auf-
schiebende Wirkung im Sinne von § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO zu, 
weil es sich bei der Anordnung nicht um einen Verwaltungsakt 
handelt (vgl. zu einer gegenüber einem Ruhestandsbeamten 
ergangenen Untersuchungsanordnung, Beschluss vom 19. 
Juni 2000 - BVerwG 1 DB 13.00 - BVerwGE 111, 246 <250> = 
Buchholz 232 § 45 BBG Nr. 5 S. 4 f.). Die Anordnung hat keine 
unmittelbare Außenwirkung im Sinne von § 35 Satz 1 VwVfG, 
der nach § 1 Abs. 2 NVwVfG anwendbar ist.
Ob eine hoheitliche Maßnahme einer Behörde auf unmittelbare 
Rechtswirkung nach außengerichtet ist, hängt davon ab, ob sie 
nach ihrem objektiven Sinngehalt dazu bestimmt ist, Außenwir-
kung zu entfalten, nicht aber davon, wie sie sich im Einzelfall 
auswirkt (Urteile vom 15. Februar 1989 - BVerwG 6 A 2.87 - 
BVerwGE 81, 258 < 260> = Buchholz 236.1 § 59 SG Nr. 2 
S. 3, vom 14. Dezember 1994 - BVerwG 11 C 4.94 - Buchholz 
442.151 § 45 StVO Nr. 32 S. 22 und vom 2. März 2006 - BVer-
wG 2 C 3.05 - BVerwGE 125, 85 <86> = Buchholz 237.8 § 84 
RhPLBG Nr. 1 S. 2). 
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Zwar greift die Anordnung, sich körperlich untersuchen zu las-
sen und sich einem Gespräch mit dem Gutachter zu stellen, in 
die grundrechtsbewehrte persönliche Sphäre des Beamten ein. 
Ihr Schwerpunkt liegt aber in der Frage der künftigen Dienst-
leistung und der Konkretisierung der darauf bezogenen, in § 
54 Abs. 1 Satz 3 NBG begründeten Pflicht des Beamten, bei 
der Klärung seiner Dienstfähigkeit mitzuwirken. Als gemischte 
dienstlich persönliche Weisung regelt die Untersuchungsan-
ordnung einen einzelnen Schritt in dem gestuften Verfahren, 
das bei Feststellung seiner Dienstunfähigkeit mit seiner Zur-
ruhesetzung endet (Lemhöfer, in: Plog/Wiedow, Kommentar, 
Band 1a, BBG - alt, § 42 Rn. 10b). Wegen ihrer erheblichen 
Folgen muss die behördliche Anordnung zu einer ärztlichen 
Untersuchung nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
inhaltlichen und formellen Anforderungen genügen: Befolgt ein 
Beamter eine Anordnung zu einer fachpsychiatrischen Untersu-
chung, so muss er Eingriffe in sein Recht aus Art. 2 Abs. 2 GG 
wie auch in sein allgemeines Persönlichkeitsrecht hinnehmen. 
Die Erhebungen des Psychiaters zum Lebenslauf des Beamten, 
wie etwa Kindheit, Ausbildung, besondere Krankheiten, und 
zum konkreten Verhalten auf dem Dienstposten stehen dem 
Bereich privater Lebensgestaltung noch näher als die rein me-
dizinischen Feststellungen, die bei der angeordneten Untersu-
chung zu erheben sind (BVerfG, Beschluss vom 24. Juni 1993 
- 1 BvR 689/92 - BVerfGE 89, 69 <82 ff.>). Weiterhin trägt der 
Beamte das alleinige Risiko der späteren gerichtlichen Beurtei-
lung der Rechtmäßigkeit der Anordnung. Hat der Beamte die 
Untersuchung verweigert, weil er die Anordnung als rechtswid-
rig angesehen hat, geht es bei der Würdigung aller Umstände 
nach dem Rechtsgedanken des § 444 ZPO regelmäßig zu sei-
nen Lasten, wenn das Gericht nachträglich die Rechtmäßigkeit 
der Anordnung feststellt. Unterzieht sich der betroffene Beamte 
demgegenüber der angeordneten Untersuchung, so kann das 
Gutachten auch dann verwendet werden, wenn sich die Auffor-
derung als solche bei einer gerichtlichen Prüfung als nicht be-
rechtigt erweisen sollte. Die Rechtswidrigkeit der Gutachtensa-
nordnung ist nach Erstellung des Gutachtens ohne Bedeutung 
(vgl. zum Fahrerlaubnisrecht, Urteile vom 5. Juli 2001 - BVerwG 
3 C 13.01 - Buchholz 442.16 § 15b StVZO Nr. 29 S. 3 ff. und 
vom 9. Juni 2005 - BVerwG 3 C 21.04 - Buchholz 442.10 § 2 
StVG Nr. 11; stRspr).
Die Anordnung muss sich auf solche Umstände beziehen, die 
bei vernünftiger, lebensnaher Einschätzung die ernsthafte Be-
sorgnis begründen, der betroffene Beamte sei dienstunfähig. 
Der Aufforderung müssen tatsächliche Feststellungen zugrun-
de gelegt werden, die die Dienstunfähigkeit des Beamten als 
naheliegend erscheinen lassen (BVerfG, Beschluss vom 24. 
Juni 1993 a.a.O. S. 85 f.; Beschluss vom 20. Juni 2002 - 1 BvR 
2062/96 - NJW 2002, 2378).
In formeller Hinsicht muss die Anordnung aus sich heraus ver-
ständlich sein. Der betroffene Beamte muss ihr entnehmen 
können, was konkret ihr Anlass ist und ob das in ihr Verlautbarte 
die behördlichen Zweifel an seiner Dienstfähigkeit zu rechtfer-
tigen vermag (Urteil vom 23. Oktober 1980 - BVerwG 2 A 4.78 
- Buchholz 232 § 42 BBG Nr. 14 S. 6). Insbesondere darf die 
Behörde nicht nach der Überlegung vorgehen, der Betroffene 
werde schon wissen, „worum es gehe“. Dem Beamten bekannte 
Umstände müssen in der Anordnung von der zuständigen Stel-

le zumindest so umschrieben sein, dass für den Betroffenen 
ohne weiteres erkennbar wird, welcher Vorfall oder welches 
Ereignis zur Begründung der Aufforderung herangezogen wird. 
Genügt die Anordnung einer ärztlichen Begutachtung nicht den 
an sie zu stellenden Anforderungen, kann dieser Mangel nicht 
dadurch „geheilt“ werden, dass die Behörde nachträglich im 
Behörden- oder Gerichtsverfahren darlegt, objektiv hätten zum 
Zeitpunkt der Anordnung tatsächlich Umstände vorgelegen, die 
ausreichenden Anlass zu Zweifeln an der Dienstfähigkeit des 
Beamten hätten geben können. Stellt die Behörde im Laufe des 
Verfahrens fest, dass die in einer ersten Anordnung genann-
ten tatsächlichen Umstände für Zweifel an der Dienstfähigkeit 
eines Beamten nicht ausreichen, so ist es ihr unbenommen, 
diese Aufforderung durch eine neue mit der Begründung zu er-
setzen, dass zwischenzeitlich zu Tage getretenes weiteres Ma-
terial deutlicheren Anlass zur Annahme der Dienstunfähigkeit 
biete. Dies ist dann im Einzelnen darzustellen.
Diesen formellen und inhaltlichen Anforderungen wird die An-
ordnung der Beklagten vom 14. April 2005 nicht gerecht. Sie 
enthält nur wenige Hinweise auf tatsächliche Umstände und 
Verhaltensweisen des Klägers, anhand derer dieser die Be-
rechtigung der Aufforderung überprüfen konnte. Zwar wird auf 
Berichte von Führungskräften der Polizeiinspektion, bei der 
der Kläger eingesetzt war, über angebliche Auffälligkeiten spe-
ziell im Arbeitsverhalten des Klägers verwiesen. Die Personen 
werden aber weder namentlich genannt noch sind die Vorfälle 
nach ihrem Datum bestimmt. 
Damit konnte der Kläger lediglich mutmaßen, welche Ereig-
nisse gemeint sein könnten. Soweit in der Anordnung auf den 
Bericht des dritten Polizeiarztes Bezug genommen wird, ist zu 
berücksichtigen, dass dieser Arzt, ebenso wie der erste mit der 
Untersuchung des Klägers beauftragte Polizeiarzt, aufgrund 
einer Untersuchung des Klägers eine psychische Erkrankung 
ausgeschlossen hat. Ferner hat jener Polizeiarzt dem Gutach-
ten des Facharztes für Psychiatrie vom Mai 2004, auf das der 
zweite mit dem Fall befasste Polizeiarzt seine Annahme der 
dauernden Polizeidienstunfähigkeit des Klägers gestützt hatte, 
nachdrücklich die fachliche Eignung abgesprochen. Ungeach-
tet dessen wird die Würdigung der Weigerung des Klägers in 
Anbetracht der fallbezogenen Besonderheiten den Anforderun-
gen des § 444 ZPO nicht gerecht. Diese Weigerung war nur ein 
Umstand, der bei der Entscheidung über die Polizeidienstun-
fähigkeit zu berücksichtigen war. Zwar hatte die Beklagte den 
Kläger in der Anordnung vom 14. April 2005 auf die Folgen der 
Verweigerung der Untersuchung hingewiesen. Bei der gebo-
tenen Würdigung sämtlicher Gesichtspunkte hätte aber auch 
einbezogen werden müssen, dass zwei Polizeiärzte eine psy-
chische Erkrankung des Klägers aufgrund eines eingehenden 
Gesprächs ausdrücklich verneint hatten. Der aus § 444 ZPO 
abgeleitete, allgemeine Rechtsgrundsatz gestattet die Berück-
sichtigung des die Beweisführung vereitelnden Verhaltens 
eines Beteiligten zu dessen Nachteil, zwingt aber nicht dazu, 
einen solchen Schluss in jedem Fall zu ziehen (Urteile vom 26. 
April 1960 - BVerwG 2 C 68.58 - BVerwGE 10, 270 <271 f.> = 
Buchholz 310 § 108 VwGO Nr. 5 S. 7 und vom 18. September 
1997 a.a.O., Beschluss vom 18. Februar 2003 - BVerwG 6 B 
10.03 - juris Rn. 6). 
Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 VwGO.
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